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Wichtiges zur Pflegeversicherung  
a )   Wenn der Gutachter kommt

Gut zwei Millionen Menschen sind in Deutschland ständig auf Hilfe angewiesen. Zwei Drittel werden ambulant versorgt, ein Drittel stationär. Wie viel Hilfe ein Pflegebedürftiger tatsächlich in seinem alltäglichen Leben benötigt, prüft der medizinische Dienst ( MdK) der Krankenversicherung. Davon hängt die Einstufung und die Zahlung ab.

Wer einen Antrag für einen Pflegebedürftigen oder sich selbst bei der Krankenversicherung stellt, wird 
wenig später von dem MDK aufgesucht. Dazu sollte man gut vorbereitet sein. Am Besten ist es, wenn man schon wochenlang vorher eine Art Tagebuch führt und darin aufzeichnet, wie viel Zeit dafür aufgewendet werden muss und was für den Pflegenden zu leisten ist. Natürlich müssen auch alle Unterlagen der behandelnden Ärzte, der Sozialversicherungsträger, der Pflegedienste und der Kassen bereitgelegt werden.  
Für den Gutachter ist es wichtig zu erfahren, was der Pflegebedürftige noch leisten kann, ob er sich z. B. noch ohne Hilfe waschen, anziehen, essen, zur Toilette gehen und einkaufen gehen kann.  

Oft mögen Pflegebedürftige aus falscher Scham nicht zugeben, dass sie pflege- und hilfsbedürftig sind, so dass der Medizinische Dienst zu einer falschen Beurteilung kommt, was wiederum zu einer falschen Einstufung bei der Pflegestufe führen kann. Angehörige sollten immer bei solch einem Besuch dabei sein. 
Durch den Medizinischen Dienst wird dann gutachterlich festgelegt, welcher Zeitaufwand zur Pflege erforderlich ist und ob eventuell Laufhilfen oder Umbauten des Wohnraumes hilfreich sein können. Auch wird von MdK. festgelegt, ob weiterhin häusliche Pflege infrage kommt oder eine Heimunterbringung notwendig ist. Eine Bewilligung erfolgt dann immer vom Antragsdatum an.
Innerhalb von vier Wochen kann gegen einen solchen Bescheid der Einstufung auch Widerspruch eingelegt werden. Dabei können die genannten Aufzeichnungen und ärztlichen Atteste sehr von Bedeutung sein. 
  b)   Pflegeversicherungsbeitrag

Aber, es wird auch teurer, und zwar vom 01. Juli 2008 an, um 0,25 %. Um 0,3 %. billiger wird es lediglich beim Beitrag zur Arbeitslosenversicherung. 
Rentner zahlen ja bekanntlich keine Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, was bedeutet, dass sie pro 
100 .- € Rente 0,25 € mehr für die Pflegeversicherung zahlen müssen.
  c)   Privatversicherte
Wer privat krankenversichert ist, muss eine private Pflegeversicherung abschließen. Auch freiwillige Mitglieder in der Krankenkasse können diese Police abschließen. Rund neun Millionen Deutsche sind derzeit privat pflegeversichert. Die Leistungen sind mit denen der gesetzlich Versicherten identisch.
Dienstherr muss sich an den Kosten seiner Beamten für nicht verschreibungspflichtige                                                                           Medikamente beteiligen
Berlin, Stand 17.9.2007                                                                                                                                                                                                               Die 28. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin hat acht Klagen von Berliner Landesbeamten entsprochen, mit denen diese höhere Zuzahlungen ihres Dienstherrn zu ihren Krankheitskosten (Beihilfe) begehrt hatten.
Drei der Kläger (VG 28 A 49.06, VG 28 A 117.06 und VG 28 A 158.06) begehrten Beihilfe für Kosten, die ihnen beim Bezug von medizinisch notwendigen, nicht verschreibungspflichtigen Medikamenten entstanden waren. Das Landesverwaltungsamt Berlin lehnte die Anträge mit der Begründung ab, die Kosten seien nach dem 1. August 2004 entstanden. Ab diesem Zeitpunkt seien – aufgrund einer Änderung der Verwaltungsvorschriften über die Beihilfegewährung an Beamte – Aufwendungen für nicht verschreibungspflichtige Medikamente generell nicht mehr erstattungsfähig. Nach erfolglos durchgeführtem Widerspruchsverfahren erhoben die Kläger Klage.                                                                                                                                      Das Verwaltungsgericht hat den Klagen stattgegeben. Zur Begründung hat es ausgeführt, mit dem generellen Ausschluss nicht verschreibungspflichtiger Medikamente von der Erstattungsfähigkeit (Beihilfefähigkeit) habe der Dienstherr das Beihilfesystem für Beamte strukturell geändert. Eine derart weitreichende Änderung könne nicht, wie geschehen, durch Verwaltungsvorschrift, sondern nur durch förmliches Gesetz oder Rechtsverordnung erfolgen.                                                                                                                             Der Ausschluss nicht verschreibungspflichtiger Medikamente von der Beihilfefähigkeit verstoße außerdem gegen Art. 3 Abs. 1 GG und Art. 33 Abs. 5 GG. Ein sachlich rechtfertigender Grund dafür, bei verschreibungspflichtigen Medikamenten Beihilfefähigkeit vorzusehen, bei nicht verschreibungspflichtigen Medikamenten dagegen nicht, sei nicht ersichtlich. Der Dienstherr verletzt darüber hinaus seine Fürsorgepflicht gegenüber den Beamten.                                                                                                                                     In weiteren fünf Verfahren zur Problematik des Anspruchs und der Höhe von Beihilfe bei der Behandlung von erektiler Dysfunktion und ungewollter Kinderlosigkeit hat das VG Berlin den Klagen mit ähnlicher Begründung stattgegeben. Die Berufung wurde in allen Fällen zugelassen.
Sachstand: Weihnachtsgeld und Kostendämpfungspauschale

Das Bundesverfassungsgericht hat sich mit einer Vorlage des Verwaltungsgerichts Düsseldorf zur Kürzung des Weihnachtsgeldes für Beamte des Landes NRW im Jahre 2003 auseinandergesetzt und die Vorlage zurückgewiesen. Wie sich aus der anliegenden Begründung des BVerfG ergibt, ist die Vorlage nicht ausreichend begründet worden. 
Die Entscheidung des BVerfG ist unanfechtbar. [Az. 2 BvL 5/05; 2 BvL 6/05; 2 BvL7/05]
Fragen, wie das Verwaltungsgericht Düsseldorf nun bezüglich der ausgesetzten Verfahren reagieren/ entscheiden wird, lassen sich nur spekulativ beantworten. 

Da wir Senioren jedoch realistisch in die Zukunft schauen, gibt es vielleicht auch nur die eine Antwort zu dem Thema  ? abhaken ?

Bezüglich der Kostendämpfungspauschale: Es gibt keine neuen Erkenntnisse. 

Der Kollege Bernhard Heckenkemper war in der letzten Woche bei den Kollegen im Saarland und konnte feststellen, dass diese - ebenso wie in einigen anderen Ländern - nicht mit einer Kostendämpfungspauschale belastet werden, dafür aber mit diversen Zuzahlungen und Höchstbeträgen bei Medikamenten und sonstigen Leistungen. 

Persönliches Fazit: Wie die Sache auch immer ausgehen wird, irgendwie kommt unsere Landesregierung doch an unser "Pulver”.
B.Heckenkemper
!!! Wichtige Termine zum Vormerken auf der nächsten Seite !!!
Unser Terminkalender: 
[Schriftliche Einladungen werden Euch noch für diese Veranstaltungen zugestellt]
--07.11.2007 (Mittwoch)14,00 Uhr, Flughafenbesichtigung pp.,                    FMO in Greven

(Die Senioren-Sprechstunde in der AWO fällt an diesem Tage aus)

und
--27.11.2007 (Dienstag) 16,30 Uhr, Mitgliederversammlung  

in „Stroetmann`s Fabrik“ in Emsdetten

und
--16.01.2008 (Mittwoch) 15,00 Uhr, Senioren-Grünkohlessen 
in der Fischerhütte in Emsdetten-Austum
Wer aufhört besser zu werden, 

hat aufgehört gut zu sein !
Euer

Ansprechpartner für Senioren
       -Jo. Paschke-
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